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WARSCHAU/SOFIA. Mit
dem billigsten Angebot hat
die Strabag die größte Chan-
ce, den Auftrag für den Aus-
bau der Landesstraße DK65
in Nordpolen zu erhalten.
Porr wird wiederum den
Neubau des Hauptbahnhofs
in Krakau beenden. 

Während die Strabag
noch auf den Zuschlag war-
ten muss, weiß Porr bereits,
dass sie den Krakauer
Hauptbahnhof bis zum Ende
des Jahres zu neuem Glanz
erstrahlen lassen soll: Die
polnischen Staatsbahnen
PKP haben mit Porr Polska
den Vertrag dazu im Wert
von 72,5 Millionen Zloty
(16,7 Millionen €) schon
 unterzeichnet. 

Der Bau war eigentlich
vor drei Jahren durch die
Firma Budus aus Katowice
begonnen worden. Schließ-
lich sollte der Bahnhof bis
zur Fußballeuropameister-
schaft 2012 fertig sein. Bu-
dus ging jedoch im Vorjahr
in Konkurs und verließ die
Baustelle. Am neuen Kra-
kauer Hauptbahnhof soll ein
moderner Kommunikati-
onsknoten mit Zugang zu
Straßenbahn, Bussen sowie
einer Flughafenverbindung
entstehen. 

Der Ausbau des 15,6 Ki-
lometer langen Teilstücks

der Landesstraße DK65 von
Kowale Oleckie nach Gold-
ap an der litauischen Gren-
ze soll bis zum Sommer des
kommenden Jahres fertig
sein. Die polnische Gene-
raldirektion GDDKiA plan-
te, dafür 44,3 Millionen Zlo-
ty (10,2 Millionen €) aus-
zugeben. Am billigsten von
acht Bewebern war die
Strabag. Das Unternehmen
ist bereit, diese Straße um
54 Millionen Zloty bis zum
Sommer 2014 zu bauen.
Das Projekt wird unter an-
derem aus dem EU-Pro-
gramm für die grenzüber-
schreitende Zusammenar-
beit Litauen-Polen-Russ -
land finanziert.

Sofioter Boulevards
In Bulgarien ist die Strabag
unterdessen noch bei der
Ausschreibung für die
 Renovierung von zwei der
bekanntesten Boulevards in
Sofia im Rennen. Die
 Angebote für die Arbeiten
an Tsarigradsko Shose –
eine der wichtigsten Ver-
kehrsachsen – reichen von
5,3 bis 5,4 Millionen €.

Beim Tender für den So-
fioter Slivnitsa-Boulevard
hatte das von der bulgari-
schen Strabag-Tochter ge-
führte Konsortium das bil-
ligste  Angebot gelegt. (amp)

OSTEUROPA

Aufträge für
Strabag und Porr

WIEN. Bauherren, Investoren,
Lieferanten, Subunternehmer:
Sie alle werden von der Alpi-
ne-Insolvenz betroffen sein,
sagt Anwältin Katharina Mül-
ler. Die Partnerin der Kanzlei
Willheim Müller ist auf Bau-
recht spezialisiert und ist
Österreichs Top-Expertin für
Claim Management. Sie rät
zum rechtlichen Beistand –
zwecks Schadensminderung.

Die Leistung einzustellen –
was viele machen – sei rechts-
widrig: Entscheidend sei, ob
der Vertrag fortgeführt wer-
de. Wenn sich der Massever-
walter dazu selbst auf Anfra-
ge nicht äußere, könne man
ihn auch gerichtlich dazu auf-
fordern. Erst wenn der Mas-
severwalter vom Vertrag zu-
rücktrete, könne man mit der
Arbeit aufhören. „Solange der
Vertrag nicht aufgelöst ist,
darf man die Leistung nicht
einstellen. Dann könnte der
Insolvenzverwalter Schaden-
ersatz fordern“, warnt die
 Anwältin. Das Problem: Leis-
tungen oder Lieferungen wer-

den am Bau üblicherweise
erst nach ihrer Erbringung be-
zahlt. Sind noch Rechnungen
offen und ist die Einbringung
des vollen Werklohns gefähr-
det, müsse man daher eine so-
genannte Unsicherheitsein-
rede erheben – sprich die Er-
bringung von weiteren Leis-
tungen von einer Sicherstel-
lung des Werklohns für diese
Leistungen abhängig machen.
Wird diese Sicherstellung
nicht geleistet, kann die Leis-
tung eingestellt werden. 

Hoffen auf die Quote
Tritt der Insolvenzverwalter
vom Vertrag zurück, bleibt
nur die Hoffnung auf die Quo-
te. Bereits fällige offene Werk-
lohnforderungen müssen in
der Insolvenz angemeldet

werden. Darüber hinaus hat
der Auftragnehmer im Fall des
Rücktritts durch den Insol-
venzverwalter Anspruch auf
Ersatz des ihm verursachten
Schadens inklusive des ent-
gangenen Gewinns. Auch die-
se  Ansprüche werden aber
nur quotenmäßig befriedigt.

Bei späteren Gewährleis-
tungsfragen sieht es schlecht
aus – aus der Masse wird we-
nig zu holen sein. Aufrechte
Haftrücklassgarantien können
allenfalls zumindest teilwei-
se abgerufen werden, wenn es
bereits Mängel gibt. 

Lieferanten oder
 Subunternehmer, die
ihre Leistung einfach
einstellen, könnten
Probleme bekommen. 
Anwältin Katharina
Müller rät zur
 Unsicherheitseinrede.

Leistungen einfach einzustellen sei rechtswidrig, warnt Anwältin Katharina Müller

ALPINE-KONKURS

Megapleite mit Rechtsfallen

� Ein Spezialfall sind die Ar-
beitsgemeinschaften (Argen).
Diese haften gegenüber dem
Bauherren solidarisch. Das
heißt, dass der Arge-Partner
den ursprünglichen Auftrag 
im vollen Umfang abarbeiten
muss – und auch dann zum
Handkuss kommt, wenn sich
später herausstellt, dass die
Alpine „gepfuscht“ hatte.
 Zudem wird es schon einen
Grund gehabt haben, warum
man eine Arge eingegangen
ist: Etwa die Größe des Pro-
jekts oder die besondere Ex-
pertise der Alpine, auf die man
als Arge-Partner gebaut hatte
– die aber mit den Alpine-
Fachkräften verloren geht.
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